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1. Einführung 

1.1 Hintergrund 

Alle Arten der Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter unterliegen den Regelungen des RID. 
Das Ziel dieser Regelungen ist es, eine sicherer Beförderung zu gewährleisten und das Risiko von 
Unfällen, die mit einer Gefahr für den Menschen oder die Umwelt verbunden sind, durch die An-
wendung allgemeiner technischer und organisatorischer Vorschriften für die Verpackung, Beförde-
rung und den Umgang mit Gefahrgut zu minimieren. 

Neben diesen Sicherheitsregelungen können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten in 
ihrem Hoheitsgebiet bestimmte zusätzliche Vorschriften im Falle spezieller Risiken an bestimmten 
Orten anwenden. Die entsprechende Regelung hierzu ist in Kapitel 1.9 "Beförderungseinschrän-
kungen durch die zuständigen Behörden" enthalten. In den letzten Jahren wuchsen in einigen CO-
TIF-Mitgliedstaaten Bedenken im Hinblick auf Maßnahmen aufgrund nationaler Regelungen zur 
Beschränkung bestimmter Eisenbahnbeförderungen, die auch die grenzüberschreitende Beförde-
rung umfassen. 

Aus diesem Grund Als Folge wurden im RID-Fachausschuss Diskussionen über die Zuständigkeit 
nationaler Behörden im Hinblick auf Beschränkungen für bestimmte Beförderungen für die Festle-
gung bestimmter Einschränkungen bei der Beförderung gefährlicher Güter geführt. Der RID-
Fachausschuss sah die Notwendigkeit, die Regelungen zu überarbeiten, um zusätzliche nationale 
Maßnahmen auf gut begründete Fälle zu beschränken und um Vorschriften aus anderen Rechts-
bereichen zu behandeln und sich mit der Frage zu beschäftigen, wann und wie zusätzliche Vor-
schriften zur Anwendung gebracht werden dürfen. Kapitel 1.9 wurde daher vor kurzem erweitert, 
um im RID 2005 detailliertere Informationen über die Anwendungsbereiche und entsprechende 
Anforderungen zu geben (vollständiger Text in Anhang A). 

Für die folgenden Vorschriften (ausführlicher in Abschnitt 1.9.2) 
 
(a) zusätzliche Sicherheitsanforderungen oder Einschränkungen für Brücken, Tunnel, Häfen etc., 
(b) Vorschriften für Gebiete mit besonderen und örtlichen Risiken (z. B. Wohngebiete) 

enthält Abschnitt 1.9.3 eine zusätzliche Anforderung. In diesen Fällen muss die zuständige Behör-
de die Notwendigkeit von Maßnahmen nachweisen. Es gibt jedoch keine weiteren Angaben dazu, 
wie der Nachweis der Notwendigkeit zu führen ist, da es zu diesem Zwecke keinen international 
vereinbarten Standard zur Risikobeurteilung gibt (Definition risikobezogener Begriffe in Ab-
schnitt 2.1). Da es selbstverständlich wünschenswert ist, einen bestimmten Mindeststandard si-
cherzustellen, hat der RID-Fachausschuss im Jahr 2004 eine Arbeitsgruppe zur Standardisierung 
der Risikoanalyse für Kapitel 1.9 RID gegründet. Dieser Leitfaden ist ein Ergebnis dieser Arbeits-
gruppe. 

1.2 Ziele und Anwendungsbereich des Leitfadens 

Das Ziel dieses Leitfadens ist es, einen einheitlicheren Ansatz für die Risikobeurteilung der (Ei-
senbahn-) Beförderung gefährlicher Güter in den COTIF-Mitgliedstaaten zu finden und somit ein-
zelne Risikobeurteilungen vergleichbar zu machen. Der Leitfaden soll eine Referenz für die Risi-
kobeurteilung in Situationen sein, in denen das mit der Beförderung von gefährlichen Gütern ver-
bundene Risiko relevant ist. Er wurde auf der Grundlage bestehender internationaler Standards, 
die bereits einige Aspekte der Risikobeurteilung für die Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter 
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abdecken (z. B. Richtlinie 2004/49/EG über die Eisenbahnsicherheit [6] und die RAMS-Norm EN 
50126 [7]), und entsprechend bewährter Verfahren in den COTIF-Mitgliedstaaten erstellt, die be-
reits zu diesem Zweck Methoden zur Risikobeurteilung anwenden. 

Aufgrund der RID-Regelungen ist allgemein ein hoher Grad an inhärenter Sicherheit erreicht wor-
den. Das RID kann jedoch keine absolute Sicherheit gewährleisten. Es bleibt immer ein gewisses 
Risikoniveau, und daher haben einige europäische Staaten bereits eigene Beurteilungsmodelle zur 
Risikoberechnung zusammen mit ihren eigenen Kriterien für die Risikoakzeptanz eingeführt. Diese 
Methoden und Kriterien sind üblicherweise von den nationalen Umsetzungen der Richtlinie 
96/82/EG des Rates zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-
fen (Seveso-II-Richtlinie, [3]) abgeleitet worden, in der einige Bereiche, wie die Beförderung ge-
fährlicher Güter und die Zwischenlagerung außerhalb von Einrichtungen ausgenommen sind. Bei-
spiele für ergänzende nationale Regelungen und Standardmethoden für die Beurteilung und Kon-
trolle des mit der Beförderung von gefährlichen Gütern verbundenen Risikos gibt es in den Nieder-
landen [12, 13] und in der Schweiz [1, 2]. 

Mit der Richtlinie 2004/49/EG über die Eisenbahnsicherheit wird in den nächsten Jahren die Ent-
wicklung gemeinsamer Sicherheitsziele (CST), gemeinsamer Sicherheitsverfahren (CSM) und ge-
meinsamer Sicherheitsindikatoren (CSI) durch die Europäische Kommission erfolgen, was zu de-
taillierteren Regelungen zur Risikobeurteilung im Eisenbahnbereich führen wird und was mögli-
cherweise Teile dieses Leitfadens ersetzen wird. Zurzeit gibt es jedoch keine harmonisierte Anlei-
tung zur Risikobeurteilung für den Eisenbahnbetrieb oder für die Eisenbahnbeförderung gefährli-
cher Güter im Besonderen. 

Ziel dieses Leitfadens ist es daher nicht, neue Modelle zur Risikoberechnung oder neue Kriterien 
für vertretbare Risiken (siehe Definition in Abschnitt 2.1) vorzuschreiben oder zu definieren. Ab-
sicht dieses Leitfadens ist es, einen unabhängigen Rahmen für die Analyse und Bewertung von 
Risiken und für die Beurteilung entsprechender Sicherheitsmaßnahmen im Sinne von Kapitel 1.9 
RID zu schaffen. Es sollen Mindestanforderungen definiert und grundlegende Ansätze empfohlen 
werden, um eine Risikobeurteilung zu gewährleisten, die geeignet ist, die Notwendigkeit von spe-
ziellen Maßnahmen, wie in Abschnitt 1.9.3 RID gefordert, nachzuweisen. Die Erfüllung einiger 
Mindestanforderungen an die Qualität ist für die Akzeptanz einer Risikobeurteilung durch alle nati-
onalen Interessenvertreter und andere COTIF-Mitgliedstaaten, die über beabsichtigte Vorschriften 
durch das Sekretariat der OTIF informiert werden, unerlässlich (Abschnitt 1.9.4 RID). 

Der Leitfaden konzentriert sich auf Aspekte, die in einer Risikoanalyse berücksichtigt werden soll-
ten, auf Mindestinhalte und auf Qualitätsanforderungen in Bezug auf Kapitel 1.9 RID. Eine detail-
lierte Anleitung zu Methoden zur Risikobeurteilung liegt außerhalb des Rahmens dieses Doku-
ments. Für den Fall größerer Änderungen in internationalen Regelungen und bei bedeutendem 
Fortschritt des Standes der Wissenschaft und Technik ist eine Neufassung des Leitfadens mög-
lich. 

2. Grundlegende Definitionen und Anforderungen 

2.1 Definition von Fachbegriffen 

Für die Behandlung von Risiken ist es zunächst erforderlich, einige Fachbegriffe zu definieren, um 
ein allgemeines Verständnis dieses Leitfadens zu gewährleisten. Der Gebrauch von Begriffen in 
diesem Leitfaden basiert auf ISO/IEC Guide 73 "Terminologie – Leitfaden für die Anwendung in 
Normen" [4] und ISO/IEC Guide 51 "Sicherheitsaspekte – Richtlinien für ihre Aufnahme in Normen" 
[5], die für sicherheitsbezogene Normen anzuwenden sind. Ein Risiko kann grundsätzlich unter-
schiedliche Formen annehmen, z. B. politisch, finanziell, technisch oder medizinisch, entweder 
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positiv oder negativ. Im Sinne dieses Leitfadens ist der Begriff Risiko allein eine Frage der Trans-
portsicherheit. Es werden daher die eher sicherheitsspezifischen Definitionen für risikobezogene 
Begriffe in ISO/IEC Guide 51 bevorzugt. ISO/IEC Guide 73 wird angewandt, um die Liste mit Defi-
nitionen für das Risikomanagement zu ergänzen. In Klammern sind Kommentare zu den ursprüng-
lichen Definitionen aus Guide 51 und 73 angegeben.  

Risiko: Kombination der Wahrscheinlichkeit (zwischen 0 und 1) eines Schadenseintrittes und des 
Schadensausmaßes ("Kombination" bedeutet üblicherweise "Produkt", während zusätzliche Fakto-
ren wie die Risikoaversion Teil des Prozesses zur Risikobewertung sind). 

Schaden: Physische Verletzung oder Schädigung der Gesundheit von Menschen oder Schädi-
gung von Gütern oder der Umwelt. 

Risikobeurteilung: Gesamtheit des Verfahrens, das Risikoanalyse und Risikobewertung umfasst. 

Risikoanalyse: Systematische Auswertung verfügbarer Informationen, um Gefährdungen zu iden-
tifizieren (potentielle Schadensquellen) und Risiken einzuschätzen. 

Risikoeinschätzung: Prozess zur Bestimmung von Werten für die Wahrscheinlichkeit des Eintre-
tens und für die Folgen eines Risikos. 

Risikobewertung: Auf der Risikoanalyse basierendes Verfahren, nach dem festgestellt wird, ob 
das vertretbare Risiko erreicht wurde. 

Risikokriterien: Bezugsgrößen, mit denen die Bedeutung eines Risikos bewertet wird. 

Risikobehandlung: Prozess der Auswahl und Durchführung von Maßnahmen zur Änderung des 
Risikos. 

Vertretbares Risiko: Risiko, das in einem bestimmten Zusammenhang nach den gültigen Wert-
vorstellungen der Gesellschaft akzeptiert wird. 

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die Beziehungen zwischen den oben definierten Prozessen 
des Risikomanagements. Da sich dieser Leitfaden auf die Risikobeurteilung konzentriert, sind die 
Prozesse der Risikobehandlung and alle nachfolgenden Prozesse des Risikomanagements, wie 
Risikoakzeptanz und Risikokommunikation, nicht in Abbildung 1 enthalten. 
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Abbildung 1: Beziehung zwischen den Prozessen des Risikomanagements 

Der Prozess der Risikobewertung basiert auf Risikokriterien, die bisher noch nicht international 
genormt wurden. Einige COTIF-Mitgliedstaaten haben bereits Kriterien zum Zwecke der Risikobe-
wertung auf der Basis eines nationalen Konsenses festgelegt. Dieser Leitfaden mischt sich nicht in 
diesen nationalen Regelungen ein, behandelt jedoch den Prozess der Risikobewertung, um den 
gesamten Prozess der Risikobeurteilung verstehen zu können. Für die Risikobewertung müssen 
mindestens die folgenden Begriffe definiert werden: 

Individuelles Risiko: Risiko eines Einzelnen zu Schaden zu kommen (auch als ortsgebundenes 
Risiko bezeichnet, abhängig vom Ort, Definition ist nicht Teil von ISO/IEC Guide 51 oder 73). 

Kollektives Risiko: Risiko aller potentiell beteiligten Personen, zu Schaden zu kommen (Wahr-
scheinlichkeitsdichtefunktion (WDF) individueller Risiken oder Integral dieser WDF, Definition ist 
nicht Teil von ISO/IEC Guide 51 oder 73). 

Externes Risiko: Schadensrisiko für Personen, die nicht Beförderer an der Beförderung beteiligt 
sind und keine Passagiere sind, oder Schadensrisiko für Güter, die nicht Teil des Beförderungs-
systems oder der Infrastruktur sind (im Gegensatz zum internen Risiko auch als "third party risk" 
bezeichnet, Definition ist nicht Teil von ISO/IEC Guide 51 oder 73). Die Festlegung, ob das Risiko 
der Passagiere als internes oder externes Risiko gilt, weicht zwischen den Mitgliedstaaten vonein-
ander ab. 

Risikowahrnehmung: Art, wie ein Interessenvertreter (Stakeholder) ein Risiko unter Berücksichti-
gung seiner Anliegen betrachtet. 

Interessenvertreter (Stakeholder): Einzelperson, Gruppe oder Organisation, die ein Risiko be-
wirken kann, davon betroffen sein kann oder glaubt, davon betroffen zu sein. Hinweis: Der Ent-
scheidungsträger ist ebenfalls ein Stakeholder. 
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Risikoaversion: Zusätzlicher Faktor zur Risikobewertung, um der negativeren Wahrnehmung von 
Ereignissen mit hohem Schadenspotential oder von Ereignissen, deren Ursachen außerhalb des 
menschlichen Einflussbereiches liegt, oder von Ereignissen mit unbekannten Risiken usw. Rech-
nung zu tragen (siehe untenstehenden Kommentar, Definition ist nicht Teil von ISO/IEC Guide 51 
oder 73). 

Es ist zu beachten, dass für den Fall, dass Risiko lediglich als Produkt von Wahrscheinlichkeit und 
Schaden definiert wird, der gleiche Risikowert für ein Ereignis mit hoher Wahrscheinlichkeit und 
geringem Schadensausmaß wie für ein Ereignis mit geringer Wahrscheinlichkeit und großem 
Schadensausmaß ermittelt werden kann, obwohl die Risikowahrnehmung unterschiedlich sein 
kann. Um dieses unterschiedliche Risikowahrnehmungen berücksichtigen zu können, wird für die 
Bewertung des Risikos ein zusätzlicher Faktor benutzt, der als Risikoaversion bezeichnet wird 
(siehe Abschnitt 4). Je nach Risikowahrnehmung kann die Risikobeurteilung auch auf externe Ri-
siken beschränkt sein. 

2.2 Grundlegende Anforderungen 

Dieser Abschnitt enthält einige Eckpfeiler für die Risikobeurteilung im Hinblick auf die Eisenbahn-
beförderung gefährlicher Güter, die von Einzelheiten des Gesamtprozesses unabhängig sind. 

Quantifizierung des Risikos: Die Anwendung zusätzlicher Vorschriften gemäß Kapitel 1.9 RID ist 
mit der Verpflichtung der zuständigen Behörde verbunden, die Notwendigkeit von Maßnahmen 
nachzuweisen. Diese Verpflichtung geht mit der Notwendigkeit einher, Informationen über das mit 
einer bestimmten Beförderungssituation verbundene Risikoniveau zur Verfügung zu stellen. Es 
müssen daher Methoden der quantitativen Risikoanalyse (QRA) angewandt werden, während ein 
qualitativer Ansatz sicherlich für diesen Zweck nicht ausreichend ist. Eine qualitative Risikoanalyse 
kann lediglich für den Vergleich verschiedener Optionen zur Risikoreduzierung geeignet sein, da 
die Wirksamkeit angewandter Maßnahmen nicht nachgewiesen werden muss (obwohl wün-
schenswert). 

1. Sofern keine vergleichbare Alternativstrecke zur Verfügung steht, sollte jede Einschränkung 
nach dem Grundsatz begründet werden, der im Leitfaden für eine quantitative Risikobeurtei-
lung in Bezug auf ein in dem Mitgliedstaat verwendetes tolerierbares Risikoniveau festgelegt 
ist (dies können die national verwendeten ALARA- und ALARP-Grundsätze, das Stillstands-
prinzip oder Risikokriterien sein). 

2. Sofern jedoch vergleichbare Alternativstrecken verwendet werden können, darf die zuständige 
Behörde Einschränkungen festlegen: 

a) normalerweise auf der Grundlage eines qualitativen Vergleichs der Strecken, wenn offen-
sichtlich ist, dass die vorgeschlagenen Einschränkungen zu einer signifikanten Erhöhung 
der Sicherheit führen; 

b) in den übrigen Fällen auf der Grundlage einer vergleichenden quantitativen Risikobeurtei-
lung. 

Unterteilung des Prozesses der Risikobeurteilung: Der Prozess der Risikobeurteilung wird in 
zwei unterschiedliche Teile unterteilt (siehe Abbildung 1). Der erste Teil ist die Risikoanalyse, die 
für die Quantifizierung eines bestimmten Risikos im Zusammenhang mit den in Kapitel 1.9.2 a) und 
b) aufgeführten Anwendungsbereichen erforderlich ist, und die so objektiv und genau wie vernünf-
tigerweise erreichbar sein soll (siehe untenstehende Ausführungen zur Unsicherheit). Diesem 
"wissenschaftlichen" Teil folgt eine Bewertung des auf der Grundlage von Risikokriterien berech-
neten Risikoniveaus, der auch politische und gesellschaftliche Aspekte berücksichtigt. Die klare 
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Trennung und transparente Darstellung beider Teile ist notwendig für die Akzeptanz einer Risiko-
beurteilung durch den Interessenvertreter als objektive Basis für eine Entscheidung darüber, ob 
Maßnahmen zur Risikoreduzierung erforderlich sind. 

Unsicherheitsanalyse: Die Risikoanalyse ist immer mit Unsicherheiten unterschiedlichen Ur-
sprungs verbunden (siehe Abschnitt 4). Um die Risikoanalyse als Grundlage für eine Risikobewer-
tung nutzen zu können, ist für die Ableitung (oder zumindest Einschätzung) des Grades der Unsi-
cherheit besondere Aufmerksamkeit erforderlich. In Fällen, in denen ein analysiertes (geschätztes) 
Risiko weit unter dem vertretbaren Risiko liegt, sind Unsicherheitsgrade von geringerer Bedeutung. 
Bei einem Unsicherheitsintervall, das deutlich mehr als eine Zone der Risikoklassifizierung abdeckt 
(z. B. vertretbar/nicht akzeptabel; siehe auch Abschnitt 4), ist es unerlässlich, entweder den in der 
Analyse ermittelten Grad der Unsicherheit soweit wie vernünftigerweise erreichbar zu reduzieren 
oder die Angemessenheit von Maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung von Unsicherheits-
graden zu begründen. 

Notwendige Informationen: Die Dokumentation einer Risikobeurteilung sollte Informationen zu 
allen in Abschnitt 3.5 genannten Prozesse enthalten, und zwar ausführlich oder als Hinweise auf 
öffentliche oder auf Anfrage erhältliche Dokumente. Eine transparente und detaillierte Dokumenta-
tion des Prozesses der Risikobeurteilung ist eine Grundvoraussetzung für eine nachvollziehbare 
Risikokommunikation. 

3. Risikoanalyse 

3.1 Einführung 

Das Ergebnis des Risikoanalyseteils des Risikobeurteilungsprozesses (siehe Abbildung 2) sind 
Informationen zum individuellen oder kollektiven Risiko der betrachteten Beförderungssituation. 
Die Risikoanalyse muss Wahrscheinlichkeiten für Unfallszenarien und mögliche Unfallfolgen in 
Zusammenhang mit diesen Unfallszenarien ableiten. Die folgenden Abschnitte behandeln daher 
die wichtigsten Aspekte der Definition von Szenarien, der statistischen Analyse und der Konse-
quenzenanalyse. 
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Abbildung 2: Diagramm der Elemente einer Risikoanalyse 

Es ist erwähnenswert, dass der Aufbau des Leitfadens das Ziel verfolgt, Besonderheiten der Ei-
senbahnbeförderung gefährlicher Güter auf breiter internationaler Basis gerecht zu werden. Die 
Anwendung des Leitfadens wird allen COTIF-Mitgliedstaaten empfohlen, wobei zwischen den Mit-
gliedstaaten große Unterschiede bestehen. Größere Unterschiede können beispielsweise auf die 
Landschaft (flach oder gebirgig), das Klima (Temperatur und Wind), die nationale Politik hinsicht-
lich Beförderung und Verkehr, die Kombination von Güter- und Personenverkehr sowie die Bevöl-
kerungsdichte zurückgeführt werden. Im Hinblick auf die technischen Details der Zugsysteme und 
der Infrastruktur können zwischen den einzelnen Staaten ebenfalls Unterschiede bestehen. 

Durch diese Unterschiede wird die Möglichkeit einer detaillierten Festlegung der Berechungsme-
thoden für eine Risikoanalyse eingeschränkt. Aus diesem Grund überwiegen allgemeine Empfeh-
lungen. 

3.2 Szenariendefinition 

Um die große Anzahl von potentiellen Unfallszenarien in den Griff zu bekommen, besteht der erste 
Schritt einer Risikoanalyse in der Reduzierung von Szenarien auf eine sinnvolle Anzahl grundle-
gender Szenarien, einschließlich der Bildung von Clustern für Gefahrstoffe. In einigen COTIF-
Mitgliedstaaten existiert bereits eine Standardklassifizierung von Unfallszenarien bei der Eisen-
bahnbeförderung gefährlicher Güter ([11], [12]). 

Jede Verbindung und jeder Stoff hat sein eigenes Muster von chemischen und physikalischen Ei-
genschaften (entzündbar, explosiv, Reaktionsfähigkeit mit anderen Stoffen, giftig, radioaktiv, Ag-
gregatzustand, …). Obwohl die Auswirkung eines gefährlichen Guts in erster Linie die Eigenschaft 
des Materials selbst ist, beeinflussen die Umstände auch die eintretende Auswirkung (z. B. Tem-
peratur). Um das Problem zu vermeiden, dass tausende von Verbindungen beschrieben werden 
müssen, wird ein rigoroses Clustering empfohlen. Zur Klassifizierung und Bildung von Clustern 
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sind sowohl die Klasse (RID) als auch die Nummer zur Kennzeichnung der Gefahr (Hazard Identi-
fication Number – HIN) geeignet. 

Ein zu grobes Clustering von Stoffen sollte vermieden werden, um die Unsicherheit der Risikoana-
lyse zu reduzieren und eine zuverlässige Basis für die Risikobewertung zu gewährleisten. Außer-
dem sollte beim Clustering von Stoffen der mögliche Ablauf von Ereignissen eines Unfallszenarios 
einschließlich der Folgen berücksichtigt werden, die von weiteren Parametern und Umständen 
abhängen können. Eine gekoppelte Klassifizierung von Szenarien und Stoffen wird daher empfoh-
len. 

Die Struktur, die am besten für die Klassifizierung von Unfallszenarien und auch die Risikoberech-
nung selbst geeignet ist, ist das FehlerEreignisbaumkonzept. Eine derartige Struktur vereinfacht 
die Berechnung aufgrund des klaren Überblicks und gibt den schrittweisen Ablauf bei der quantita-
tiven Zusammensetzung der Berechnung an. Abbildung 3 zeigt ein Beispiel für einen FehlerEreig-
nisbaum. Um die Klassifizierung eines Unfallszenarios mit Hilfe der FehlerEreignisbaumanalyse zu 
optimieren, sollten auch absolute Häufigkeiten aller zu clusternden Szenarien berücksichtigt wer-
den. Dieser Abschnitt konzentriert sich auf die Aspekte im Zusammenhang mit der Struktur des 
FehlerEreignisbaums; die Ableitung quantitativer Werte für bedingte Wahrscheinlichkeiten inner-
halb des Baums wird in Abschnitt 3.3 behandelt. 

Initial incident (of 
a freight train with 
a few tankcars and 
many other 
wagons) 

Velocity train Any tankcar 
wagon 
derailed? 

Tank open? Efflux type ==>  
Type of fire, 
quality of fire 
brigade, 
evacuation 
possibilities, etc 

   No  
   80%   

 

  Yes  Instantaneous 
  15% Yes 50% 

 

 < 40 km/h  20% Continuous 
    50% 

 

     
     

 

  No   
  85%   

 

     
Derailment     

 

   No  
   55%  

 

  Yes  Instantaneous 
  60% Yes 75% 

 

 > 40 km/h  45% Continuous 
    25% 

 

     
     

 

  No   
  40%   

 

     
     

 

  

Abbildung 3: Beispiel für einen Teil eines Ereignisbaums für einen Eisenbahnkesselwagen zur 
Beförderung entzündbarer flüssiger Stoffe. Die quantitativen Werte sind willkürlich. 

Die folgenden Aspekte sind in FehlerEreignisbaumanalysen für die Eisenbahnbeförderung gefähr-
licher Güter zu berücksichtigen (entweder für die Definition von Szenarien oder für die Risikoana-
lyse selbst): 
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Züge und Verkehr: Es sind Daten zu den Eisenbahnwagen und Spezifikationen des Eisenbahn-
verkehrs zusammenzustellen, um Informationen über potentielle Verzweigungen im FehlerEreig-
nisbaum und die Wahrscheinlichkeit von Ereignissen und Szenarien zu erhalten. Viele der folgen-
den Aspekte, die zu beachten sind, sind im Sicherheitsmanagementsystem (SMS) der Bahngesell-
schaften erfasst: 

− Zugsicherungssytem, 

− Arten der beförderten gefährlichen Güter, 

− Arten von Eisenbahnwagen und Tanks, 

− Zusammensetzung der Züge, 

− besondere Sicherheitsmaßnahmen und Beförderungszeit (Tag/Nacht). 

Eisenbahninfrastruktur: Es ist offensichtlich, dass die Infrastruktur in der Risikoanalyse betrach-
tet werden muss, ungeachtet der Tatsache, dass diese sich in erster Linie auf das Fahrzeug und 
den Transport konzentriert. Die Infrastruktur umfasst das gesamte System der Hardware im Eisen-
bahnbereich (Schiene einschließlich Weichen, Bahnschwellen, Oberleitungen und Portale, Signa-
le, Bahnübergänge, Tunnel, Brücken, Sicherheitseinrichtungen, unterirdische Kabel, etc.). Es wird 
daher empfohlen, auch eine Betrachtung der Infrastruktur einzuschließen und die Risikobeiträge 
anzugeben. Die benötigten Informationen sind Teil des Sicherheitsmanagementsystems (SMS) 
von Infrastrukturunternehmen: 

− Streckentyp (freie Strecke, Wohngebiete, Rangierbahnhof, Brücke, Bahnhof, etc.), 

− Streckennutzung (kombiniert/nur Güter), 

− Geschwindigkeitsbegrenzungen, 

− Sicherheitseinrichtungen (z. B. Heißläuferortung), 

− Wartung, 

− Bahnübergänge, 

− Weichen. 

Primärereignis: Für eine Risikobeurteilung im Rahmen von Kapitel 1.9 RID werden nur größere 
Unfälle (und Ereignisse mit dem Potential, sich zu solchen zu entwickeln) betrachtet. Die relevan-
ten Szenarien in diesem Zusammenhang sind wie folgt: 

− Entgleisung, 

− Zugkollision, 

− Kollision zwischen Zug und Kraftfahrzeug, 

− Kollision mit anderen Objekten, 

− Brand, 

− plötzliches Tankversagen, 

− Wegrollen in bergigen Gebieten. 

In einem speziellen Zusammenhang können auch Einflüsse wie Vandalismus, Terrorismus, Sturm, 
Erdbeben und Überschwemmung von Bedeutung sein. Für die meisten dieser Szenarien ist keine 
weitere Erklärung notwendig. Das Szenario "plötzliches Tankversagen" beinhaltet eine Vielzahl 
von Ereignissen mit plötzlichem Austreten von Stoffen aus einem Tank, das durch Überdruck auf-
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grund von Nichtbefolgen von Befüllungsregelungen, Korrosion, Sprödigkeit oder Ermüdung des 
Tankmaterials etc. verursacht wird. 

Szenarien für das Austreten von Stoffen: Bei einem auslösenden Unfall ist das endgültige 
Schadenausmaß in hohem Maße davon abhängig, ob der Tank der Einwirkung standhält oder 
nicht. Kleine Details der spezifischen örtlichen Situation können hierbei ausschlaggebend sein. 
Eine angemessene Kombination von kasuistischen Tests und Tests im Labor und/oder im Freien 
muss für ein bestimmtes Szenario gefunden werden (siehe auch Abschnitt 3.4). Bei Stofffreiset-
zungen muss wie folgt unterschieden werden: 

− sofortige/kontinuierliche Freisetzung, 

− vollständige/teilweise Freisetzung. 

3.3 Statistische Daten 

Für jede Unfallart oder jedes Szenario muss eine allgemeine Unfallhäufigkeit unter Berücksichti-
gung der Häufigkeit des Ausgangsereignisses und der bedingten Wahrscheinlichkeiten der Ver-
zweigungen der Unfallszenarien zunächst auf der Grundlage einer geeigneten nationalen Kasuistik 
ermittelt werden. Diese Aufgabe erfordert eine Vielzahl von Unfalldaten, um alle Verzweigungen 
des Szenarios abzudecken, auch wenn die Anzahl der Szenarien bereits durch entsprechendes 
Clustering reduziert wurde. Um statistisch signifikante Informationen über Häufigkeiten und be-
dingte Wahrscheinlichkeiten zu erhalten, steigen die Anforderungen hinsichtlich der Unfallanzahl 
weiter an. 

Die Anzahl der Unfälle bei der Beförderung gefährlicher Güter ist eher gering, was für den Men-
schen und die Umwelt ein glücklicher Umstand ist, jedoch die statistische Signifikanz von Unfall-
häufigkeiten und bedingten Wahrscheinlichkeiten innerhalb der FehlerEreignisbaumverzweigun-
gen einschränkt. Für die Ableitung statistischer Daten zur Durchführung einer Risikoanalyse wird 
daher unbedingt empfohlen, folgende Daten zu berücksichtigen: 

– Informationen aus internationalen Unfalldatenbanken und 

– Unfalldaten zum allgemeinen Gütertransport. 

Die Anwendbarkeit dieser Statistiken für das jeweilige Szenario für die Beförderung gefährlicher 
Güter muss überprüft werden. 

Die Harmonisierung der Unfalluntersuchung und -berichterstattung durch Abschnitt 1.8.5 RID und 
Richtlinie 2004/49 wird die Grundlage für internationale Unfallstatistiken und detaillierte Analysen 
von Unfallabläufen zukünftig verbessern. Systematische Unterschiede zwischen nationalen Unfall-
statistiken aufgrund von Unterschieden im Hinblick auf Eisenbahnsysteme, Frachtmenge, Bagatel-
legrenze für die Unfalldefinition und andere Parameter sollten berücksichtigt werden. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte den langfristigen Trends in Unfallstatistiken in Folge erhöhter Sicherheitsni-
veaus geschenkt werden. 

Physikalische oder numerische Analysen zum Verhalten von Versandstücken beim Aufprall kön-
nen ebenfalls als geeignete Informationsquellen zu bedingten Wahrscheinlichkeiten des FehlerEr-
eignisbaums dienen. Expertenschätzungen sollten soweit wie möglich nicht verwendet werden, um 
objektive und zuverlässige Daten für die Risikoanalyse zu erhalten und Transparenz für die Quali-
tätskontrolle sicherzustellen. 
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Weitere Daten, die für die statistische Analyse von Unfalldaten benötigt werden, sind zurückgeleg-
te Kilometer des Güterwagens nach Jahren, Fracht, Streckentyp etc., um für jedes Unfallszenario 
Häufigkeiten ableiten zu können. Informationen zu der Anzahl verletzter oder getöteter Personen 
mit ähnlicher Differenzierung werden zur Einschätzung des Risikoniveaus des gesamten Eisen-
bahnsystems und zur Überprüfung der Plausibilität einer Risikoeinschätzung für einen bestimmten 
Ort benötigt. 

Die Zusammenstellung und statistische Analyse dieser Daten ist Teil des Sicherheitsmanage-
mentsystems (SMS) von Eisenbahn- und Infrastrukturunternehmen. Die Meldung der meisten die-
ser Daten an die zuständigen Behörden ist gemäß den RID-Regelungen und der Richtlinie 
2004/49/EG vorgeschrieben. 

3.4 Modellierung von Unfallfolgen 

Der in Abbildung 3 dargestellte FehlerEreignisbaum endet mit der Freisetzung von gefährlichen 
Stoffen. Für die Ableitung von Schäden (z. B. Todesopfer oder Verletzungen) ist eine weitere Ver-
folgung der möglichen Verzweigungen des Fehler- oder Ereignisbaums erforderlich. Faktoren, die 
die bedingte Wahrscheinlichkeit eines bestimmten Ablaufs von Ereignissen infolge der Freisetzung 
gefährlicher Stoffe beeinflussen, hängen vom Ort des Unfalls und seiner Umgebung ab. 

Relevante Informationen umfassen: 

− Bevölkerungsdichte nahe der Eisenbahnstrecke (in Abhängigkeit von der Tageszeit), 

− Art und Nutzung der Gebäude, 

− Zugänglichkeit der Infrastruktur für Rettungsdienste, 

− atmosphärische Bedingungen (Wind- und Temperaturstatistiken) und 

− Topographie. 

Einige Parameter sind nur für bestimmte Szenarien relevant (z. B. Windstatistiken für die Freiset-
zung von gasförmigen giftigen Stoffen), während andere in jedem Fall benötigt werden. Zwei geo-
graphische (topologische) Elemente sind sehr entscheidend: als erstes der Abstand zum Schie-
nenweg und als zweites die Bevölkerungsdichten in allen Teilen der näheren Umgebung in einem 
Raster, das für das Gebiet mit signifikanten Einwirkungen angemessen ist (z. B. Auflösung von 25 
x 25 m bis 100 x 100 m). 

Die Gebäudeart wird geprüft, um den gegebenen Schutz gegen Brand oder Explosion einzuschät-
zen. Kataster zur Gebäudeart einschließlich Informationen zur Nutzung sind hilfreich bei der Be-
rechnung der Anwesenheit von Menschen (Wohngebiete, industrielle und gewerblich genutzte 
Gebiete, Schulen, Krankenhäuser etc.). 

Relevante Szenarien für die Einwirkung auf Personen und die Umwelt sind: 

− Explosion, 

− explosionsartig auftretenden Feuerbälle (BLEVE – boiling liquid expanding vapour explo-
sion), 

− Brand (Stichflamme oder Lachenbrand), 

− atmosphärische Verbreitung von giftigen Stoffen und 

− Verschmutzung von Wasser und Boden. 
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Um für jedes Szenario Unfallfolgen ableiten zu können, müssen zunächst numerische oder analy-
tische Modelle zur Einschätzung der physikalischen Effekte (Strahlung, Druck, Konzentration gifti-
ger Stoffe, Einwirkungen von Trümmern) bei jedem Szenario angewandt werden. Geeignete Mo-
delle und Gleichungen sind z. B. in [8], [9] aufgeführt. Modelle zur Risikoeinschätzung sollten zuvor 
verifiziert und mit realen Szenarien oder Modelltestrechnungen (Benchmarks) verglichen werden. 

Der inhärente Grad der Vereinfachung der physikalischen Modelle hat einen Einfluss auf die Zu-
verlässigkeit und den Detaillierungsgrad des Prozesses der Risikoanalyse. Die Auswahl der Mo-
delle sowie die Anzahl und Qualität der in der physikalischen Analyse zu berücksichtigenden Pa-
rameter sollte daher mit dem Grad an Genauigkeit vergleichbar sein, der für eine Risikobewertung 
erforderlich ist (siehe Abschnitt 4). 

Generell sollten die folgenden vier Arten von Schaden oder Beschädigungen untersucht werden: 

1. während oder kurz nach einem Unfall getötete Personen, 

2. verletzte Personen, 

3. Schäden an wichtigen Gebäuden und Bauwerken, 

4. Umweltverschmutzung aufgrund der freigesetzten Ladung. 

Die Schadensarten werden in den Mitgliedstaaten derzeit unterschiedlich berücksichtigt. In den 
Niederlanden werden beispielsweise nur getötete Personen berücksichtigt, in der Schweiz wird 
auch die Umweltverschmutzung berücksichtigt. 

Im Hinblick auf Todesopfer und Verletzungen muss der Schaden an Personen mit Hilfe statistisch-
physiologischer Modelle auf der Grundlage von geschätzten physikalischen Einwirkungen einge-
schätzt werden. Mit diesen Modellen werden Zahlen für die Wahrscheinlichkeit von Verletzungen 
oder Todesopfern physikalischen Effekten zugeordnet, wie z. B. Belastung durch Strahlung oder 
giftige Gase (z. B. [9], [10]). Bei einigen dieser Modelle gibt es immer noch einen unbefriedigenden 
Grad der Unsicherheit, der von der Art der Folgen abhängt (z. B. Probitfunktionen für Toxizität). Ein 
beträchtlicher Teil des Grades der Unsicherheit in Risikoanalysen hat seinen Ursprung somit in der 
Einschätzung des Schadens. 

Die Anwendung objektiver und transparenter Methoden und die realistische Berücksichtigung 
schadenbegrenzender Parameter, wie Flucht oder Schutzeffekte durch Gebäude, sind für eine 
adäquate Risikoanalyse unerlässlich. Eine systematische Berücksichtigung pessimistischer An-
nahmen ist beispielsweise kontraproduktiv für eine Risikoanalyse. Die Berücksichtigung und Dis-
kussion von Unsicherheitsgraden ist Teil des Prozesses zur Risikobewertung. 

3.5 Risikoeinschätzung 

Der Prozess zur Risikoeinschätzung enthält die Anwendung des FehlerEreignisbaums sowie der 
physikalischen und physiologischen Modelle für den zu betrachtenden Ort. Berechnete/geschätzte 
Werte für individuelle oder kollektive Risiken werden auf der Grundlage ortsspezifischer Daten zur 
Beförderungskapazität für gefährliche Güter und zur Streckennutzung allen potentiellen Unfallsze-
narien zugeordnet. Gemäß der vereinfachten Definition in Abschnitt 2.1 ist das Risiko ein Produkt 
aus Schaden und Wahrscheinlichkeit. Dennoch ist die Darstellung von Risiko als einzelne Wahr-
scheinlichkeit von Schaden (z. B. Wahrscheinlichkeit von einem Todesopfer pro Jahr) nicht die 
übliche Praxis bei der Risikoanalyse. Risiko wird normalerweise als die wahrscheinliche Häufigkeit 
eines Schadens (z. B. Häufigkeit von Todesfällen) im räumlichen Zusammenhang oder als Häufig-
keitsverteilung des Schadensausmaßes betrachtet (siehe unten). 
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Für eine systematische Risikoeinschätzung muss die zu betrachtende Eisenbahnstrecke in ver-
schiedene Abschnitte mit Standardlängen unterteilt werden, um Risikowerte mit Risikokriterien 
vergleichbar zu machen. Übliche Referenzlängen für die Ableitung von Risiken (pro Jahr und Stre-
ckenlänge) sind 100 m bis 1 km. Bei der Abwägung von Alternativstrecken wird für den gegensei-
tigen Vergleich das gesamte kollektive Risiko jeder Strecke beurteilt. 

Individuelle Risiken werden üblicherweise mit Hilfe von Iso-Risiko-Linien (z. B. Todesopfer pro 
Jahr und Streckenlänge) auf einer Karte des zu betrachtenden Gebiets dargestellt, um Informatio-
nen über die räumliche Verteilung des Risikos unabhängig von der tatsächlichen Verteilung der 
Bevölkerungsdichte zu erhalten. Das kollektive Risiko wird in Form einer Kurve als Verhältnis von 
Schaden (z. B. N getötete Personen) zur Häufigkeit (frequency – F) dargestellt (häufig als FN-
Kurve bezeichnet). In diesem Fall muss die Verteilung der Bevölkerungsdichte berücksichtigt und 
eine Referenzlänge der Eisenbahnstrecke festgelegt werden, auf der Unfälle betrachtet werden, 
um das geschätzte Risiko mit Risiken anderen Ursprungs, z. B. industrielle Anlagen, vergleichbar 
zu machen. Beispiele für beide Risikoarten sind in den Abbildungen 4 und 5 dargestellt. 
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Abbildung 4: Beispiel für eine FN-Kurve für das kollektive Risiko aufgrund von Zugunfällen für 
geclusterte Gefahrstoffe (aus [11])  
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Abbildung 5: Beispiel einer Grafik mit Iso-Risiko-Kurven für das individuelle Risiko  
(Quelle: MINVENW, NL) 

4. Risikobewertung 

Gegenwärtig kann ein COTIF-Mitgliedstaat Zielwerte des Sicherheitsniveaus sowie Maßnahmen 
im Falle von Überschreitungen frei gemäß der nationalen Sicherheitspolitik definieren, soweit diese 
Bestimmungen nicht mit internationalen Regelungen unvereinbar sind. Es ist jedoch auch wün-
schenswert, Risikoakzeptanzkriterien der Staaten in Zukunft zu harmonisieren. Die erste Reihe 
gemeinsamer Sicherheitsziele (CST) für individuelle und kollektive Risiken, die im Jahr 2009 von 
der Europäischen Kommission angenommen werden soll [6], wird sicherlich zur Harmonisierung 
der Risikoakzeptanzkriterien und der Risikobeurteilung der Staaten beitragen. Insbesondere die 
vorgesehene Festlegung von gemeinsamen Sicherheitszielen soll sicherstellen, dass die gegen-
wärtige sicherheitsbezogene Leistungsfähigkeit von Eisenbahnsystemen in keinem der EU-
Mitgliedstaaten reduziert wird. 

Derzeit gibt es in den COTIF-Mitgliedstaaten unterschiedliche Ansätze zur Risikobewertung. Diese 
Unterschiede betreffen: 

− die Art des bewerteten Risikos (individuell, kollektiv, umweltbezogen), 

− Grad und Form der Akzeptanz- und Tolerierbarkeitsgrenzen, 

− Akzeptanz- und Tolerierbarkeitsbereiche/-kategorien. 

Für jede Art von Risiko wird ein Risikokriterium benötigt, um die Tolerierbarkeit eines Risikos be-
werten zu können. Diese Risikokriterien sollten mit Risikokriterien vergleichbarer Risikoarten ab-
geglichen werden (z. B. Risiken, die von Industrieanlagen ausgehen, die den Regelungen der Se-
veso-II-Richtlinie unterliegen, [3]). 

Die RAMS-Norm EN 50126 [7] gibt einen Überblick über die Ansätze zur Risikobewertung. Das im 
Vereinigten Königreich angewandte ALARP-Prinzip (so gering wie vernünftigerweise praktikabel) 
definiert einen Bereich für ein nicht akzeptables Risiko, das eine Risikobehandlung erfordert, wenn 



 

17 

Ergebnisse der Risikoanalyse in diesen Bereich fallen. Der angrenzende Tolerierbarkeitsbereich 
mit niedrigeren Risikowerten führt zu Maßnahmen nach dem ALARP-Prinzip, während der akzep-
tierbare Bereich mit noch geringerem, unbedeutendem (Rest-)Risiko keine Maßnahmen der zu-
ständigen Behörde erfordert. 

In der Schweiz gibt es einen ähnlichen Ansatz für die Bewertung des kollektiven und umweltbezo-
genen Risikos (siehe Abbildung 6). Hier gibt es noch eine zusätzliche differentielle Risikoaversion 
aufgrund der unterschiedlichen Risikowahrnehmung bei einem Ereignis mit geringer Wahrschein-
lichkeit und großem Schadensausmaß und einem Ereignis mit hoher Wahrscheinlichkeit und ge-
ringem Schadensausmaß. Eine weitere Besonderheit bei diesem Konzept ist die Begrenzung der 
Risikobewertung auf schwere Schäden (z. B. 10 oder mehr Todesopfer). Der Ansatz der Nieder-
lande ist ähnlich, beinhaltet jedoch keinen ALARP- oder Übergangsbereich zwischen vertretbaren 
(tolerierbaren) und nicht akzeptablen Risiken. 

 

Abbildung 6: Beispiel für eine FN-Kurve für das kollektive Risiko mit entsprechenden Bereichen 
für die Risikobewertung (aus [11]) 

Unabhängig von ihrer tatsächlichen Definition müssen Risikokriterien die folgenden Anforderungen 
erfüllen, um für den Nachweis der Notwendigkeit von Maßnahmen im Zusammenhang mit Kapi-
tel 1.9 RID geeignet zu sein: 

− Anwendung quantitativer Akzeptanzkriterien und 

− Abgleich von Akzeptanzkriterien mit anderen Bereichen der Risikobeurteilung. 

Der Ansatz einer qualitativen Risikobewertung ist nicht geeignet, einen solchen Nachweis zu füh-
ren, da der absolute Wert des geschätzten Risikos nicht bewertet wird. Ein qualitativer Ansatz 
kann jedoch ausreichend für die Bewertung von alternativen Maßnahmen sein (siehe Abschnitt 5).  

Für eine qualitative Risikoanalyse liefert die RAMS-Norm EN 50126 [7] das Beispiel des GAMAB-
Prinzips (globalement au moins aussi bon – insgesamt mindestens gleich gut). Die Anwendung 
dieses Prinzips auf einen Streckenvergleich würde für eine Alternativstrecke im Vergleich zur be-
stehenden Strecke maximal dasselbe Risiko verlangen (Stillstandsprinzip). 
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In den vorangegangen Abschnitte wurden verschiedene mögliche Quellen für Unsicherheiten erör-
tert (Unfallstatistik, physikalische und physiologische Modelle, zeitabhängige ortsspezifische 
Randbedingungen etc.). Für eine brauchbare Risikobewertung auf der Grundlage von festgelegten 
Risikokriterien ist es äußerst wichtig, eine Minimierung der Unsicherheit anzustreben. Insbesonde-
re wenn restriktive Maßnahmen vorgesehen sind, ist eine transparente Analyse und Erörterung der 
Unsicherheit innerhalb des Bewertungsprozesses für die Akzeptanz der Maßnahmen unbedingt 
erforderlich. 

5. Risikobehandlung 

Die Risikobeurteilung liefert Informationen darüber, ob ein Risiko vertretbar ist eine analysierte 
Situation einem vertretbaren Risiko entspricht oder nicht. Mit einer entsprechenden Dokumentation 
der Risikobeurteilung kann der nach Kapitel 1.9.3 RID geforderte Nachweis der Notwendigkeit von 
Maßnahmen erbracht werden. Die Dokumentation sollte jedoch auch Informationen zur Auswahl 
der Maßnahmen enthalten, was Teil des Prozesses der Risikobehandlung ist. 

Es ist unkompliziert, für den Vergleich der Wirksamkeit verschiedener möglicher Maßnahmen die-
selben Methoden und Modelle anzuwenden wie für die Risikoeinschätzung. Die Wirksamkeit von 
Maßnahmen beinhaltet Aspekte wie das Potential für die Reduzierung von Risiken und Belastun-
gen für die Interessenvertreter. Eine gute Begründung der Maßnahmen erhöht die Aussicht, dass 
diese eine breite Akzeptanz finden. 
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Anhang A 

RID 2005 

Kapitel 1.9 

Beförderungseinschränkungen durch die zuständigen Behörden 

1.9.1  Ein Mitgliedstaat kann für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter auf seinem Hoheits-
gebiet bestimmte ergänzende Vorschriften, die nicht im RID enthalten sind, anwenden, vorausgesetzt, die-
se ergänzenden Vorschriften 
– sind solche gemäß Abschnitt 1.9.2, 
– stehen nicht in Widerspruch zu den Vorschriften des Abschnitts 1.1.2 b), 
– sind im innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaates aufgeführt und gelten auch für die innerstaatliche Ei-

senbahnbeförderung gefährlicher Güter im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates, 
– haben nicht das Verbot der Eisenbahnbeförderung der durch diese Vorschriften erfassten gefährlichen 

Güter auf dem Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates zur Folge. 

1.9.2  Die in Abschnitt 1.9.1 genannten ergänzenden Vorschriften sind: 
a) zusätzliche Vorschriften oder der Sicherheit dienende Einschränkungen für Beförderungen, 

– bei denen bestimmte Kunstbauten wie Brücken oder Tunnel2) befahren werden, 
– bei denen Einrichtungen des kombinierten Verkehrs wie z.B. Umschlageinrichtungen benutzt wer-

den oder 
– die in Häfen, Bahnhöfen oder anderen Beförderungsterminals beginnen oder enden. 

b) Vorschriften, mit denen die Beförderung bestimmter gefährlicher Güter auf Strecken mit besonderen 
und örtlichen Risiken, wie Strecken durch Wohngebiete, ökologisch sensible Gebiete, Wirtschaftszent-
ren oder Industriegebiete mit gefährlichen Anlagen, untersagt oder besonderen Bedingungen, wie z.B. 
betriebliche Maßnahmen (reduzierte Geschwindigkeit, bestimmte Fahrzeiten, Begegnungsverbot, usw.), 
unterstellt wird. Die zuständigen Behörden haben, soweit dies möglich ist, Ersatzstrecken festzulegen, 
die für die jeweils gesperrten oder besonderen Bedingungen unterstellten Strecken benutzt werden 
können. 

c) besondere Vorschriften, in denen ausgeschlossene oder bestimmte einzuhaltende Strecken genannt 
sind, oder einzuhaltende Vorschriften für zeitweilige Aufenthalte bei extremen Witterungsbedingungen, 
Erdbeben, Unfällen, Demonstrationen, öffentlichen Unruhen oder bewaffneten Aufständen. 

1.9.3  Die Anwendung der ergänzenden Vorschriften nach Abschnitt 1.9.2 a) und b) setzt voraus, dass die zu-
ständige Behörde die Notwendigkeit der Maßnahmen nachweist. 

1.9.4  Die zuständige Behörde des Mitgliedstaates, der auf seinem Hoheitsgebiet die ergänzenden Vorschriften 
nach Abschnitt 1.9.2 a) und b) anwendet, unterrichtet das Zentralamt in der Regel vorab über die besagten 
Bestimmungen, das diese den Mitgliedstaaten zur Kenntnis bringt. 

1.9.5  Ungeachtet der Vorschriften der vorstehenden Abschnitte können die Mitgliedstaaten besondere Sicher-
heitsvorschriften für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter erlassen, sofern der betref-
fende Bereich nicht im RID erfasst ist; dies gilt insbesondere für 
– den Zugverkehr, 
– die Betriebsregelung für die transportbedingten Tätigkeiten, wie Rangieren oder Abstellen, 
– die Erfassung der Angaben über die beförderten gefährlichen Güter, 
vorausgesetzt, diese Vorschriften sind im innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaates aufgeführt und gelten 
auch für die innerstaatliche Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates. 

Diese besonderen Vorschriften dürfen nicht die im RID erfassten Bereiche betreffen, und zwar insbesonde-
re nicht die in den Abschnitten 1.1.2 a) und 1.1.2 b) aufgeführten Bereiche. 

                                                 
2) Für Beförderungen durch den Ärmelkanal-Tunnel und durch Tunnel mit ähnlichen Merkmalen siehe auch 

Artikel 5 § 2 a) und b) der Richtlinie 96/49/EG des Rates für die Eisenbahnbeförderung gefährlicher Gü-
ter, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 235 vom 17. September 1996, Seite 
25. 


